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5 9 4 . Verordnung: Pauschbesteuerung von vorübergehend beschäftigten Arbeitnehmern
5 9 5 . Verordnung: Änderung der rechtswissenschaftlichen Studienordnung

594. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 27. Oktober 1988 über die
Pauschbesteuerung von vorübergehend

beschäftigten Arbeitnehmern

Auf Grund des § 69 Abs. 1 des Einkommensteu-
ergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

§ 1. Der Pauschbetrag bei vorübergehend
beschäftigten Arbeitnehmern beträgt

1. bei allen ausschließlich körperlich tätigen
Arbeitnehmern 2% des Bruttolohnes,

2. bei Arbeitnehmern, die statistische Erhebun-
gen für Gebietskörperschaften durchführen,
sowie Arbeitnehmern der Berufsgruppen
Musiker, Bühnenangehörige, Artisten und
Filmschaffende
a) wenn der Taglohn 600 S, aber nicht 750 S,

oder der Wochenlohn 2400 S, aber nicht
3000 S übersteigt, 15% des vollen Betra-
ges der Bezüge,

b) wenn der Taglohn 525 S, aber nicht 600 S,
oder der Wochenlohn 2100 S, aber nicht
2400 S übersteigt, 12% des vollen Betra-
ges der Bezüge,

c) wenn der Taglohn 450 S, aber nicht 525 S,
oder der Wochenlohn 1800 S, aber nicht
2100 S übersteigt, 9% des vollen Betrages
der Bezüge,

d) wenn der Taglohn 375 S, aber nicht 450 S,
oder der Wochenlohn 1500 S, aber nicht
1800 S übersteigt, 7% des vollen Betrages
der Bezüge,

e) wenn der Taglohn 300 S, aber nicht 375 S,
oder der Wochenlohn 1200 S, aber nicht
1500 S übersteigt, 4% des vollen Betrages
der Bezüge,

f) wenn der Taglohn 250 S, aber nicht 300 S,
oder der Wochenlohn 1000 S, aber nicht
1200 S übersteigt, 3% des vollen Betrages
der Bezüge,

g) wenn der Taglohn 250 S oder der
Wochenlohn 1000 S nicht übersteigt, 2%
des vollen Betrages der Bezüge.

§ 2. Diese Verordnung ist für Lohnzahlungszeit-
räume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
1988 enden.

Lacina

595. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 1. Novem-
ber 1988, mit der die rechtswissenschaftliche

Studienordnung geändert wird

Auf Grund des Bundesgesetzes über das Studium
der Rechtswissenschaften, BGBl. Nr. 140/1978, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 322/
1982, 523/1985 und 228/1988, in Verbindung mit
dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz, BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 116/1984, wird verordnet:

Die rechtswissenschaftliche Studienordnung,
BGBl. Nr. 148/1979, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 325/1982 und 4/1986 wird wie
folgt geändert:

§ 9 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den in § 6 Abs. 2 Z 1
bis 8 und 9 lit. c, d und f genannten Fächern den
Erfolg der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
durch eine Diplomarbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes) nachzuweisen."

Tuppy
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